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Alexander Menden

Wer in Grossbritannien seinem
Nachmittagstee einen Hauch
«Upper Class» hinzufügen
möchte, greift gern zu «Duchy
Organic All Butter Shortbread».
Schon seit 1990 werden Kek-
se von der Highgrove-House-
Biofarm des damaligen Prinzen
Charles unter der Marke Duchy
als gleichsam royale Knusperei
verkauft. Mittlerweile bietet die
britische SupermarktketteWait-
rose eine äusserst erfolgreiche
Palette von Duchy-Bioproduk-
ten an.

Ihren Namen verdankt die
Marke dem Duchy of Cornwall,
einem Herzogtum, das stets das
persönliche Eigentumdes jewei-
ligen Thronfolgers ist. Die Län-
dereien umfassen 55’000Hekta-
ren in diversen Grafschaften, auf
den Scilly-Inseln und zumTeil in
London. Sie sind seit der Grün-
dung 1337 eine lukrative Einnah-
mequelle für den Prince of Wa-
les, wobei Bioprodukte nur ei-
nen geringenAnteil ausmachen.

Bis heute erbt der älteste le-
bende direkte Nachkomme des

Monarchen das Herzogtum und
damit neben demLand auch Im-
mobilien, forst- und landwirt-
schaftliche Betriebe, die Reiss-
brettstadt Poundbury sowie das
Londoner «Oval»-Cricket-Sta-
dion. William, dem derzeitigen
Prince of Wales, beschert dieses
Portfolio ein jährliches Privatein-
kommenvon umgerechnet rund
24 Millionen Franken.

Doch William will einiges an-
ders machen als seine Gross-
mutter und sein Vater. Er will
ein «People’s Prince» sein, nach
dem Vorbild seiner Mutter Di-
ana. Das Herzogtum selbst soll
demnächst schrumpfen: Inner-
halb der kommenden zehn Jahre
sollen 20 Prozent davonverkauft
werden.GeschäftsführerWill Bax
verriet der «Times»,William sei

der Ansicht, dass das Herzog-
tum vor allem einen positiven
Einfluss auf dieWelt haben soll-
te.VeräussertwerdenTeile ohne
dieses Potenzial. Für den Rest
wolle der Prinz überall,wo sozi-
aler Bedarf oder ökologischeHe-
rausforderungen existierten, ein
grossartiger Partner sein.

Existenzsorgen unter
feudalen Bedingungen
Die Einkünfte aus dem Herzog-
tumsind schon lange umstritten.
Da es eine Einrichtung der Kro-
ne darstellt, ist es von der Kapi-
talertrags- und Körperschafts-
steuerbefreit. Zwar zahlenKönig
und Thronfolger seit 1993 den-
nochEinkommenssteuer.Damals
beugte sich die Queen dem öf-
fentlichenDruck – allerdingsmit
bedeutenden Ausnahmen: Ab-
gezogen werden alle Beträge für
dienstliche Ausgaben (etwa für
Privatsekretäre undKammerdie-
ner), was im eigenen Ermessen
liegt. Steuerprüfungen oder eine
Offenlegungspflicht gibt es nicht.

Dass das nicht in eine Zeit
passt, in der die Kluft zwischen
Arm und Reich zu gesellschaftli-

chenVerwerfungen führt, scheint
imHauseWales angekommen zu
sein.Zumal es kein gutes Licht auf
siewarf, dass sowohlWilliam als
auch seinVater– dieser in seinem
HerzogtumLancaster–Gebäude
andenöffentlich finanziertenGe-
sundheitsdienstNHSvermieteten
und so als Vermieter direkt von
Steuermitteln profitierten,die ei-
gentlich fürdiemedizinischeVer-
sorgung vorgesehenwaren.

Mit den Erlösen aus den Ver-
käufen – rund eine halbe Milli-
arde Franken –willWilliamUm-
weltinitiativen und den Neubau
bezahlbaren Wohnraums finan-
zieren. Um genau diese Bezahl-
barkeit bangennun allerdings die
Bewohner des Bradninch Estate
in Devon. Das Anwesen soll zur
Verkaufsmasse gehören. Zwar
haben die Farmerfamilien, die
das Land oft seit Generationen
bewirtschaften, ein Erstkaufs-
recht, doch zumaktuellenMarkt-
wert kann sich den Erwerb nie-
mand leisten. Selbstmit den bes-
ten Intentionen bleibt es unter
ungebrochen feudalen Bedin-
gungen schwierig, ein Prinz der
Herzen für alle zu werden.

Dann halt ein paar Ländereienweniger
Grossbritannien PrinzWilliam hat das Herzogtum Cornwall geerbt, das ihmMillioneneinnahmen beschert.
Nun will er ein Fünftel davon verkaufen und den Erlös in soziale Projekte investieren. Sieht so Volksnähe aus?

Prinz William zeigte sich beim Besuch auf den Scilly-Inseln
am vergangenen Freitag bodenständig. Foto: Getty Images

Spanien Diehistorische
SeehandelsbörseLa
Lonja inPalmaerstrahlt
inneuemGlanz.Die
deutscheStarkünstlerin
KatharinaGrossehat
dasgotischeGemäuer für
ihreAusstellung«Arrels»
(Wurzeln) in eine
gigantische,begehbare
Skulpturverwandelt.
Dafürschüttete sie
tonnenweiseErdeauf
undbesprühtedasGanze
mit extrem leuchtenden
Pigmenten.Grosse ist
weltweit bekanntdafür,
mit ihrerSpritzpistole
vorabsolutnichts
haltzumachen.
Die farbige Invasionauf
derFerieninsel ist ab
heutebisEnde Januar
2027zusehen. (rbd)
Foto: Cati Claderäpa (EPA, Keystone)

Farbrausch auf Mallorca

Rot, süss und frisch vom Feld:
Schweizer Erdbeeren haben
derzeit Hochsaison. Die kühlen
Temperaturen rund um die Eis-
heiligenMitteMai haben die Ent-
wicklung zwar kurz gebremst,
grössere Schäden blieben aber
aus, wie der Schweizer Obstver-
band in einerMitteilung schreibt.

Die Haupternte verschob
sich deshalb um rund eine Wo-
che, wie es weiter heisst. Nun
nimmt die Produktion deutlich
Fahrt auf: Bis zum 14. Juni sollen

schweizweit wöchentlich zwi-
schen 900 und 1100Tonnen Erd-
beeren reif werden. Insgesamt
rechnet der Obstverband in die-
ser Saison mit rund 7500 Ton-
nen geernteten Erdbeeren.Damit
läge dieMenge etwa drei Prozent
über dem Durchschnitt der letz-
ten fünf Jahre.

Die Schweizer Erdbeeren ha-
ben Vorteile: Durch die kurzen
Transportwege sind die Früch-
te nicht nur nachhaltiger, sie
gelangen zudem meist reif ge-

erntet in den Verkauf. Das ma-
che sie «besonders aromareich
und geschmackvoll», schreibt
der Verband.

Erdbeeren zählen hierzulan-
de zu den beliebtesten Sommer-
früchten. Neben ihrem süssen
Geschmack enthalten sie zahl-
reicheMineralstoffe, Ballaststof-
fe undmehrVitamin C als Oran-
gen.Mit lediglich 32 Kilokalorien
pro 100 Gramm gelten die roten
Beeren zudem als vergleichswei-
se kalorienarm. (red)

Bis zu 1100 Tonnen Erdbeeren proWoche
Hochsaison Der Schweizer Obstverband erwartet eine überdurchschnittliche Ernte.

Die heimischen Beeren sind jetzt
reif für den Korb. Foto: AFP

Die US-amerikanische Schau-
spielerin und Komikerin Rosie
O’Donnell (64) setzt auf chirur-
gische Fremdoptimierung. Im
Januar habe sie sich einemDeep-
Plane-Facelifting unterzogen,
schrieb sie in ihrem Substack-
Newsletter. Der Eingriff habe
sie «mehr gekostet, als ich je-
mals für ein Auto gezahlt habe».
O’Donnell leitete ihren Beitrag
mit der Erklärung ein, dass sie
schon immer eine «sehr dezi-
dierte Meinung zu Facelifts» ge-
habt habe und stolz darauf sei,

jemand zu sein, «der sich nie-
mals – wirklich niemals» ei-
nem solchen Eingriff unterzie-
henwürde. «Ich hielt es für einen
Verrat. Am Feminismus. Am Äl-
terwerden.An unseremweltwei-
ten Team von Frauen.» Irgend-
wann habe sie aber verstanden:
«Es gibt einen Punkt, an dem
sich Akzeptanz anfühlt wie Lü-
gen.» Deshalb habe sie sich für
die Operation entschieden.

Der britisch-australische Sänger
Barry Gibb (79) erfährt als Le-
bender von seinemTod. Die Sei-
te «R.I.P. Barry Gibb» sammel-
te bei Facebook innerhalb kur-
zer Zeit fast eine Million Likes.
Auf der inzwischen gelöschten
Seite wurde fälschlicherweise
der Tod von Gibb verkündet,
dessen markante Falsettstimme
die grössten Hits der Bee Gees
prägte. Viele Fans glaubten die
Falschmeldung,wieTMZ berich-
tete. Schliesslichmeldete sich je-
doch die Familie desMusikers zu
Wort: Er sei gesund und glück-
lich, zitierte das Magazin aus
Familienkreisen. Barry Gibb ist
nicht der erste Prominente, der
von solchen Falschmeldungen
betroffen ist: Kürzlich wurde
etwaKönig Charles III. von einem
Radiosender für tot erklärt. (red)

Foto: AFP
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Hund feuert Schrotflinte
imAuto ab
USA Ein Hund als Schütze sorg-
te in Scottsbluff, Nebraska, für
einen skurrilen Vorfall: Beim
Herumtollen auf dem Rücksitz
eines Autos löste der Vierbeiner
eine geladene Schrotflinte aus.
Der Schuss durchschlug die Tür
und traf eine Frau, die unglück-
lich an einer nahen Ampel war-
tete, am Arm. Sie hatte Glück im
Unglück und wurde nur leicht
verletzt. Dem Herrchen droht
nun Ärger: Das Mitführen gela-
dener Schrotflinten im Auto ist
dort laut Gesetz verboten. (red)

Auch das noch!

Neu: Metzgerhuus-Shop 365

Die süssesten
Erdbeeren aus
Füllinsdorf
dazu Vanillecrème vom

Gasthof Ochsen

Neu: Metzgerhuus-Shop 365

Die süssesten
Erdbeeren aus
Füllinsdorf
dazu Vanillecrème vom

Gasthof Ochsen
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Im Jahr 2016 erfasste ein Sturm
der Entrüstung den Kanton Ba-
selland, als sich muslimische
Brüder wegen ihres Glaubens
weigerten, einer Lehrerin an ei-
ner Therwiler Schule die Hand
zu schütteln. Der Fall machte
landesweit Schlagzeilen, hielt
die Politik überMonate auf Trab
und wurde in diversen Medi-
en seziert.

Nun, fast genau zehn Jah-
re später, stehen die Baselbieter
Schulen erneut imZentrum einer
politisch aufgeladenen Debatte.
Diesmal geht es umdie Frage, ob
sichtbare religiöse Symbole wie
zum Beispiel ein muslimisches
Kopftuch im Klassenzimmer ge-
nerell untersagt werden sollen
– ein Thema, das in der Schweiz
seit Jahren zu reden gibt.

Landrat Dario Rigo (Mitte)
wird heute im Namen seiner
Fraktion einen entsprechenden
Vorstoss einreichen,wie die BaZ
erfahren hat. Konkret fordert er,
dass «auffällig religiös geprägte
Kleidung» an Schulen für Lehre-
rinnen und Lehrer sowie Kinder
und Jugendliche bis zum 16. Le-
bensjahr verboten werden solle.

Kopftuch drücke
«Diskriminierung» aus
Dabei beruft sich Rigo auf den
Entscheid des Bundesrats vom
letzten Herbst, der kein natio-
nales Kopftuchverbot an Schulen
einführen wollte. Auf Nachfrage
sagt der Landrat: «Jetzt liegt die
Verantwortung bei den Kanto-
nen. Es darf nicht sein, dass ins-
besondere Frauen undMädchen
unter dem Deckmantel der Reli-
gionsfreiheit in geschlechtsspe-
zifische Rollenbilder gedrängt
werden.»

Was der Mitte-Politiker da-
mit meint: Gerade das Kopftuch
widerspreche den christlichen,
humanistischen und demokra-
tischen Wertvorstellungen der
Volksschule. Das Kopftuch kön-
ne «Diskriminierung» von Frau-
en undMädchen ausdrücken und
deren Entwicklung hemmen.Da-
herverlangt ervon der Baselbie-
ter Regierung, dass diese ein Ge-
setz mit kantonalen Regeln er-
arbeitet.

Tatsächlich beschäftigt die Kopf-
tuchfrage die Öffentlichkeit seit
einigen Monaten wieder beson-
ders intensiv. Ein Fall aus der
Ostschweiz löste Diskussionen
aus: Im letzten Sommer hätte
eine Lehrerin, die ein Kopftuch
trägt, eine Stelle an einer Primar-
schule im Kanton St. Gallen an-

treten sollen. Dazu kam es aber
nicht,weil Eltern sich erfolgreich
gegen ihre Anstellung wehrten.

Daraufhin entbrannte inmeh-
reren Kantonen eine Debatte
über ein generelles Verbot re-
ligiöser Symbole an Schulen,
nicht nur für Lehrerinnen (was in
mehreren Kantonenwie Schwyz
bereits gilt), sondern eben auch
für Schülerinnen. Der Zürcher
Regierungsrat kam kürzlich so-
gar zum Schluss, einen entspre-
chenden Vorstoss entgegenzu-
nehmen.

Besonders ist das, weil ein
Kopftuchverbot für Schülerin-
nen bislang kein Kanton in der
Schweiz kennt. Baselland zieht
mit der Forderung nun nach.

An den Schulen gehen die
Meinungen darüber auseinander.
Vor kurzem veröffentlichte der
Dachverband Schweizer Lehre-
rinnen und Lehrer (LCH) ein Po-
sitionspapier,worin derVerband
unterscheidet zwischen Schüler
innen und Lehrerinnen. Erste-
re hätten das Recht, ein Kopf-
tuch zu tragen, anders sehe es
bei den Lehrerinnen aus: Für sie
gelte «die konfessionelle Neutra-
litätspflicht».

Philipp Loretz, Präsident des
Lehrervereins Baselland, erklärt,
dass dieArgumentation des LCH
unter anderem auf einem Bun-
desgerichtsurteil von 1997 beru-
he. Damals bestätigten die Rich-
ter ein Kopftuchverbot im Kan-
ton Genf, gegen das sich eine
zum Islam konvertierte Lehre-
rin zur Wehr gesetzt hatte. Der
EuropäischeMenschenrechtsge-
richtshof stützte das Urteil ein
paar Jahre später.

Inwiefern die Regelung auch
bei Kindern und Jugendlichen
anwendbar sei, müsse noch dis-
kutiert werden, sagt Loretz und
betont: «DerDebattewollen und
werdenwir uns imBaselbiet aber
sicher nicht verschliessen.»

SP hat ihreMeinung
über Verbot geändert
Dass Rigo ein grundsätzliches
Verbot fordert, ist also bemer-
kenswert. Er begründet: Die
Schulemüsse «ein Schutzraum»
sein, der das Kindeswohl sowie
den Schutz vor gesellschaftli-
chem Druck und Rollenerwar-
tungen in den Mittelpunkt stel-
le. Darum solle der Kanton «prä-
ventive Regeln» schaffen, diemit
demSchweizerGrundrecht kom-
patibel seien.

In Baselland dürfte dasAnlie-
gen derMitte so oder so kontro-
vers diskutiertwerden. Die nati-
onale SP, die das Kopftuch noch
2010 als frauenfeindlich bezeich-
net hat, verurteilt ein Verbot in
staatlichen Institutionen inzwi-
schen und sieht die Debatte als
Zeichen eines antimuslimischen
Rassismus.

Dagegenwill sich Rigo natür-
lichwehren.Wobei auch ihmklar
ist, dass sich hier ein paar gene-
relle Fragen stellen:Wie geht die
Gesellschaft mit dem Islam und
denAnliegen vonMuslimen um?
Und wie soll die Trennung von
Staat und Religion in Zukunft
gehandhabt werden? Die Religi-
onsfreiheit an Schulen wird im
Baselbiet jedenfalls erneut zum
Politikum.

Benjamin Wirth

Die Frage ums Kopftuch
wird zum Politikum
Religion im Klassenzimmer Mitte-Landrat
Dario Rigo verlangt, dass religiöse Symbole
an Schulen generell untersagt werden.

Oliver Sterchi
und Barbara Stäbler

Im Abstimmungskampf um die
10-Millionen-Initiative geriert
sich die SVP in ihrer Lieblings-
rolle: allein gegen alle anderen.
Abgesehen von der Volkspartei
haben sämtliche Parteien auf
nationaler Ebene die Nein-Paro-
le beschlossen. Gemeinsam mit
den Gewerkschaften und den
Wirtschaftsverbänden warnen
sie vor den Folgen der «Chaos
initiative»,wie die Gegner zu sa-
gen pflegen.

Doch so einheitlich, wie sie
auf dem Papier scheint, ist die
Front gegen die SVP-Initiati-
ve nicht. Abstimmungsumfra-
gen sagen ein Kopf-an-Kopf-
Rennen voraus. Das Anliegen
scheint über die SVP-Basis hin-
aus auf Sympathien zu stossen
– auch in der Region Basel. Nun,
auf den letzten Metern des Ab-
stimmungskampfes,wagen sich
immermehr Befürworter an die
Öffentlichkeit, von denenman es
kaum erwartet hätte.

Da ist zum Beispiel Samuel T.
Holzach, ehemaligerUBS-Regio
naldirektor und während Jah-
ren Präsident des Theaters Ba-
sel. Holzach befürwortet die In-
itiative, wie er zur BaZ sagt. «Es
wird langsam eng in unserem
Land. Seit dem Ja zur Massen-
einwanderungsinitiative sind
zwölf Jahre vergangen, aber es
hat sich kaum etwas geändert.»
Die Schweiz brauche endlich die
Möglichkeit, «die Zuwanderung
besser zu steuern».

Argumente der SVP
verfangen in Basel
Jemand wie Holzach fügt sich
vordergründig passgenau in ein
wirtschaftsnahes und kulturaf-
fines Basler Elitenmilieu ein, für
das die SVP ein rotes Tuch ist –
eigentlich.AmRheinkniewar die
distinguierte Gesellschaft lan-

ge stolz darauf, dass Basel eine
«SVP-freie Zone» sei, um mit
Alt-LDP-Regierungsrat Chris-
toph Eymann zu sprechen. Und
nun äussert ausgerechnet ein
ehemaliger Spitzenmanager und
Kulturförderer Sympathien für
eine der radikalsten SVP-Initia-
tiven seit Jahren.

Holzach betont, dass er «na-
türlich für Zuwanderung» sei.
«UnsereWirtschaft, die UBS, die
Pharmaindustrie und unser Ge-
sundheitswesen sind auf aus-
ländische Mitarbeitende ange-
wiesen.» Auch Menschen, die
verfolgt würden, sollten weiter-
hin Schutz suchen können in der
Schweiz. «Aber es braucht ein
Zeichen: So kann es nicht wei-
tergehen. Die Politik muss end-
lich reagieren und die Proble-
me nicht negieren», sagt Holz-
ach. Als «Probleme» listet er
auf: der überlastete Verkehr, die
Überbauung der Landschaft, die
Wohnungsknappheit und die ho-
hen Mieten.

«Ein Zeichen setzen» will
auch Nicole Nüssli. Die FDP-
Politikerin und ehemalige Ge-
meindepräsidentin vonAllschwil
stimmt ebenfalls «aus Überzeu-
gung» Ja.Aus ähnlichenGründen
wieHolzach: DieMasseneinwan-
derungsinitiative sei nicht umge-
setztworden. «Seither sindHun-
derttausende eingewandert, und
wir haben trotzdem einen Fach-
kräftemangel. Da stimmt doch
etwas nicht», sagt Nüssli.

Ausgerechnet Allschwil, aus-
gerechnet Nüssli. Unter ihrer
Ägide als Gemeindepräsidentin
von 2013 bis 2024 trieb sie die
Aufwertung des Bachgraben-
Areals zum boomenden Life-
Sciences-Hub voran. Dort ar-
beiten heute zu einem grossen
Teil ausländische Spezialistin-
nen.Wäre der Bachgraben auch
ohne Zuwanderung eine Er-
folgsgeschichte? Nüssli meint:
Ja. Dortwürden vor allemGrenz-

gängerinnen und Grenzgänger
arbeiten, «und die sind von der
Initiative ja nicht betroffen».

FDP-Mitglieder
befürworten Initiative
So argumentiert auch Rudolf
Mohler, Alt-FDP-Gemeindeprä-
sident von Oberwil und Ex-Di-
rektor des Kantonsspitals Lau-
fen, «denn die Initiative betrifft
nur die ständige Wohnbevölke-
rung».Natürlich seien Branchen
wie das Gesundheitswesen «auf
ausländischeArbeitskräfte ange-
wiesen», doch gerade in Grenz-
regionen werde der Bedarf an
Fachkräften heute schon zu ei-
nem guten Teil mit Grenzgän-
gern gedeckt, sagt er. Für ihn
ist klar: «So kann es nicht mehr
weitergehen.» 2014 habe er ge-
gen die Masseneinwanderungs-
initiative gestimmt.Mittlerweile
sei er für eine Beschränkung der
Zuwanderung. «Jetzt braucht es
ein Stoppzeichen des Volkes an
die Adresse der Politik.»

Unter FDP-Mitgliedern sind
Nüssli undMohlermit ihrer Ein-
schätzung nicht allein. Gemäss
einer aktuellen Umfrage des For-
schungsinstituts GFS Bern geben
rund 43 Prozent der freisinni-
gen Wähler an, für die Initiative
stimmen zu wollen. Bei der SVP
sind es 95 Prozent, bei der Mit-
te 36 Prozent, die «bestimmt»
oder «eher» für dieVorlage sind.

Verschiebt sich da etwas im
bürgerlichen Zentrum und vor
allem bei der FDP? Der Präsi-
dent der Baselbieter FDP, Mel-
chiorBuchs, sagt, dass an derDe-
legiertenversammlung der Kan-
tonalpartei «eine überwiegende
Mehrheit» die Nein-Parole be-
schlossen habe. «Insofern war
ich überrascht von den Um-
frageresultaten. Zumindest bei
uns im Baselbiet habe ich nicht
den Eindruck, dass über 40 Pro-
zent derParteimitglieder Ja stim-
men.» Bei vielen Leuten spiele

wohl ein «diffuses Gefühl» von
Enge eine Rolle. «In Gesprächen,
die ich führe, wird auch oft das
Thema Sicherheit genannt», sagt
Buchs. Es gebe zweifellos Pro-
bleme, die mit der Zuwande-
rung zusammenhingen, «aber
diese Initiative bietet keinen Lö-
sungsansatz». Es sei «unsin-
nig», eine «willkürliche» Bevöl-
kerungsgrenze in dieVerfassung
zu schreiben.

Brexit-Moment
für die Schweiz?
Elisabeth Schneider-Schneiter,
Präsidentin derHandelskammer
beiderBasel undBaselbieterMit-
te-Nationalrätin, sieht das auch
so. «Das ist die falsche Initiative,
um ein Zeichen zu setzen, weil
zu viel auf dem Spiel steht.» Die
Befürworter seien sich der Fol-
gennicht bewusst. Immerwieder
höre sie, dass Unternehmen im
Notfall einfach auf Grenzgänger
zurückgreifen könnten, sagt die
Politikerin zurBaZ.«Doch fällt die
Personenfreizügigkeit, fehlt die
rechtliche Grundlage für Grenz-
gänger.» Die Schweiz müss-
te dann laut Schneider-Schnei-
ter mit jedem einzelnen Land
ein eigenes Grenzgängerabkom-
men aushandeln,und fürFirmen
würde es bürokratischerwerden,
Grenzgänger anzustellen.

Laut Elisabeth Schneider-
Schneiter würde eine Kündi-
gung der Personenfreizügigkeit
ausserdem eine Kündigung von
Schengen/Dublin nach sich zie-
hen, da die Abkommen mitein-
ander politisch verknüpft sind.
«Die Zahl der Asylgesuche wür-
de nicht sinken, sondern so-
gar steigen. Denn Asylsuchen-
de würden nicht nur in einem
EU-Land, sondern zusätzlich in
der Schweiz einen Asylantrag
stellen», sagt die Handelskam-
merpräsidentin. Grossbritanni-
en habe nach seinemEU-Austritt
genau diese Erfahrung gemacht.

SVP-Initiative erhält
unerwartete Unterstützung
10-Millionen-Schweiz Prominente Politikerinnen undWirtschaftsführer aus der Region
Basel stimmen der SVP-Vorlage zu – trotz Nein-Parole ihrer Parteien.

Überfüllte Bahnhöfe? Die Befürworter der Initiative geben die Überlastung der Infrastruktur als ein zentrales Argument an. Symbolfoto: Dominik Plüss

Dario Rigo will keine «auffällig
religiös geprägte Kleidung»
an den Schulen. Foto: Kostas Maros


